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Zusammenfassung
Stadtregionale Diskurse über Organisationsformen bieten
kaum Anhaltspunkte, um kooperative Prozesse kontextspe-
zifisch zu analysieren und anzuleiten. Dieses Defizit können
Design-Kriterien überwinden. Der vorliegende Beitrag opera-
tionalisiert ein vorgeschlagenes Kriterien-Set unter Rückgriff
auf die Diskurse über Collaborative Governance und Flächen-
management. Anschließend werden mit den Kriterien ein
laufender Prozess zur Entwicklung eines Wohnbauflächen-
Entwicklungskonzepts in der Stadtregion Leipzig analysiert
und die Kriterien vor dem Hintergrund dieses Anwendungs-
beispiels reflektiert. Damit wird der Frage nachgegangen,
wie eine kooperative Steuerung der Siedlungsentwicklung in
Stadtregionen ausgestaltet werden sollte. Wichtige Anhalts-
punkte für die Ausgestaltung von Kooperationen sind die
bewusste Auswahl der zu beteiligenden Akteure und die Ent-
wicklung von gegenseitigem Vertrauen zwischen ihnen, die
gemeinsame Festlegung von Spielregeln für die Zusammenar-
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beit, die Bestimmung des Wesens der sich herausbildenden
Institution, eine Zukunftsorientierung der Zusammenarbeit
und die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses der
zu verbessernden Situation.

Schlüsselwörter: Stadtregionen � Metropolitan
Governance � Design-Kriterien � Flächenmanagement �

Collaborative Governance � Leipzig

Collaborative Land-use Development in City
Regions: Case Study Leipzig

Abstract
City-regional discourses around organisational forms offer
little evidence to analyse and guide cooperative processes in
a context-specific way. Design criteria can contribute to over-
coming this deficit. This paper operationalises a proposed set
of design criteria by drawing on the discourses on collabora-
tive governance and land management. Subsequently, these
design criteria are used to analyse an ongoing process for the
development of a housing development concept in the Leipzig
city region and to reflect on the criteria. This contributes to the
question of how collaborative governance of land-use devel-
opment in city regions should be designed. Important points
of reference for the design of cooperations are the conscious
selection of the actors to be involved and the development
of mutual trust between them, joint definition of rules of the
game for cooperation, determination of the nature of the
emerging institution, orientation of the joint work towards
the future and the development of a common understanding
of the situation to be improved.

Keywords: City regions � Metropolitan governance � Design
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1 Einleitung
Die Entwicklung stadtregionaler Institutionen, die unter
anderem die Siedlungsflächenentwicklung steuern, ist ein
andauernder Prozess. Stadtregionen charakterisiert, dass
zusammenhängend bebaute Räume und funktional unter
anderem durch Pendelbeziehungen verflochtene Bereiche
nicht mit administrativen Grenzen von Städten und Ge-
meinden übereinstimmen (Galland/Harrison 2020: 14).
Hieraus resultieren bei der Steuerung der Siedlungsent-
wicklung Probleme (Zimmermann/Getimis 2017: 204).
Um diese zu lösen, wurden in Deutschland seit Anfang
des 20. Jahrhunderts unterschiedliche organisatorische
Konstrukte implementiert. Diese reichen von Planungs-
verbänden mit der Zuständigkeit für Regionalplanung, z.
B. in Sachsen, über eine gemeinsame Institution für die
Flächennutzungsplanung, wie dem Nachbarschaftsverband
Karlsruhe, über Mehrzweckverbände mit weiterreichenden
Aufgaben, wie dem Verband Region Stuttgart, regiona-
len Gebietskörperschaften, etwa der Region Hannover, bis
zu Eingemeindungen, z. B. der Bildung Groß-Berlins im
Jahr 1920 (Danielzyk/Priebs 2001: 264–265; Priebs 2019:
104–119). Die historische Perspektive verweist darauf, dass
einmal etablierte Organisationen für das beschriebene Prob-
lem meist keine stabile, beständige Lösung bieten (Blatter/
Knieling 2009: 228–231; Scott 2019: 570). Eine mögliche
Erklärung hierfür sind deterritorialisierende Dynamiken,
das heißt das Wachstum zusammenhängend bebauter und
funktional verflochtener Bereiche über bestehende adminis-
trative Grenzen hinweg, die auf eine reterritorialisierende
Anpassung stadtregionaler Institutionen angewiesen sind
(Deleuze/Guattari 1977: 334; Harvey 1990: 238; Scott
2019: 574).

Stadtregionale Organisationen verfügen zur Steuerung
der Siedlungsentwicklung über vielfältige Instrumente. Dies
sind zunächst Pläne (Regionalplan, Flächennutzungsplan),
die mitsamt ihrer Aufstellung und Sicherung unter anderem
mit Stellungnahmen zu kommunalen Bauleitplänen recht-
lich geregelt sind (Diller 2018: 1027–1028; Priebs 2019:
104–119; Zimmermann 2022: 8–9). Diese formellen Instru-
mente werden in unterschiedlichem Maße mit marktbasier-
ten, informatorischen und kooperativen Instrumenten ver-
bunden. Erstere zielen mit finanziellen Anreizen, z. B. für
Grünflächen in neuen Wohnquartieren mit einer bestimm-
ten Mindestdichte durch den Verband Region Stuttgart, da-
rauf, das Verhalten der Städte und Gemeinden zu ändern
(Zimmermann/Feiertag 2022: 236). Dies streben auch in-
formatorische Instrumente mit Wissenstransfer und Über-
zeugung an, z. B. Information über Best Practices im Mehr-
familienhausbau durch die Region Hannover (Priebs 2022:
25). Ein Beispiel für ein kooperatives Instrument ist der

Prozess „Region+ Wohnen“1 in der Stadtregion Köln, in
dem Wohnbauflächenbedarfe gemeinsam mit den Städten
und Gemeinden unter anderem in Regionalforen verhandelt
wurden (Wahrhusen 2022: 15–16). Darüber hinaus wird
Siedlungsentwicklung in weichen Kooperationen wie dem
Stadt-Umland-Netzwerk im westlichen Umland Kölns ab-
gestimmt, wozu die beteiligten Akteure unter anderem ein
Raumbild entwickelten (Pszola/Morawski/Weiß et al. 2022:
16–25).

Die vielfältigen Organisationsformen und Instrumente
für die Steuerung der Siedlungsentwicklung verdeutli-
chen die Notwendigkeit, kontextspezifische Bedingungen
in Stadtregionen einzubeziehen, „weil jede Stadtregion
ein Individuum ist und spezifische Rahmenbedingungen,
Kooperationserfahrungen und politische Akzentuierungen
aufweist“ (Danielzyk/Priebs 2001: 266). Die Diskussi-
on über Metropolitan Governance bezieht sich auf neue
Organisationsformen, blendet aber die Steuerung der Sied-
lungsentwicklung weitgehend aus (Zimmermann 2022:
3). In der deutschsprachigen Diskussion zu Stadtregionen
werden Typen stadtregionaler Organisationen systemati-
siert und der formellen Raumplanung die Steuerung der
Siedlungsentwicklung zugewiesen (Priebs 2019: 93–119).
Mit Ausnahme von Eingemeindungen, die unter anderem
aufgrund der geringen Dauer ihrer Wirksamkeit kritisiert
werden (Danielzyk/Priebs 2001: 264; Scott 2019: 570), er-
fordern alle organisatorischen Lösungen für eine wirksame
Steuerung der Siedlungsentwicklung eine Kooperation von
bzw. mit Städten und Gemeinden. Beide Diskurse liefern
jedoch kaum Anhaltspunkte für eine regionsspezifische
Analyse und Ausgestaltung stadtregionaler Kooperationen.
Für die Analyse bieten in empirischen Arbeiten vielfach
verwendete Forschungsrahmen der Policy-Forschung wie
Akteurzentrierter Institutionalismus (Mayntz/Scharpf 1995)
und Institutional Analysis Development Framework (Ostrom
2005) eine Schablone, aber keine klaren Kriterien, an de-
nen sich die Ausgestaltung orientieren kann. Insbesondere
Ostrom (2005: 258–271) leitet aus empirischen Arbeiten
Kriterien für ein Design von Institutionen ab, was in der
Diskussion um Siedlungsentwicklung bisher nicht rezipiert
wurde. Um dieses Defizit zu überwinden, bieten von Zim-
mermann (2022: 12–15) vorgeschlagene Design-Kriterien
für die Kategorien Akteure, Verhältnis zu anderen Ebenen
und Arenen, Zeit, Aufgaben(teilungen), Interaktionen sowie
Verknüpfung mit Flächen eine Anregung. Allerdings sind
diese Kriterien zu abstrakt, um sie praktisch anzuwenden.
Daher werden sie im Rahmen dieses Beitrags für das

1 https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/
abteilung03/32/regionalplanung/ueberarbeitung/regionalplan/
region_plus/wohnen/ (21.11.2022).
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Abbildung 1 Die Planungsregion Leipzig-Westsachsen mit der
Stadtregion Leipzig und ländlichen Räumen
Quelle: eigene Darstellung auf der Grundlage von RegioStaR

Handlungsfeld Siedlungsflächenentwicklung operationali-
siert und für die Analyse eines laufenden Prozesses in der
Stadtregion Leipzig genutzt. Dies dient der Bearbeitung
der Forschungsfrage, wie eine kooperative Steuerung der
Siedlungsflächenentwicklung in Stadtregionen ausgestaltet
werden sollte.

Zunächst wird ein Prozess in der Stadtregion Leipzig be-
schrieben, in den seit 2018 die Forschungsprojekte Interko2
und StadtLandNavi2 eingebunden sind. In Letzterem, das
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung in der
Maßnahme Stadt-Land-Plus gefördert wird, entstand diese
Arbeit. Die Prozessbeschreibung in Kapitel 2 basiert auf ei-
ner Auswertung von Sekundärliteratur sowie Dokumenten
(Plänen, Protokollen und Publikationen der Öffentlichkeits-
arbeit). Weiterhin wurden 38 leitfadengestützte Interviews
vor allem mit Akteuren aus der Stadtregion geführt, transkri-
biert und codiert (vgl. Mieg/Näf 2006) sowie stadtregionale
Kooperationssitzungen seit dem Jahr 2017 teilnehmend be-
obachtet (vgl. Breidenstein/Hirschauer/Kaiser et al. 2015).
In den anschließenden Kapiteln werden die Design-Krite-
rien unter Rückgriff auf die Diskussionen über Collabora-
tive Governance und Flächenmanagement operationalisiert,
für die Analyse des beschriebenen Prozesses genutzt (Ka-
pitel 3) und diskutiert (Kapitel 4). Das Fazit (Kapitel 5)

2 https://www.stadtlandnavi.de/interko (21.11.2022).

beantwortet die Forschungsfrage und zeigt weiterführende
Forschungsbedarfe auf.

2 Prozess in der Stadtregion Leipzig
Für die Steuerung der Siedlungsentwicklung bildet in der
Stadtregion Leipzig der Regionalplan, der vom Regiona-
len Planungsverband Leipzig-Westsachsen (RPV) erstellt
wird, einen formalen Rahmen. Mitglieder des Regionalen
Planungsverbands sind die kreisfreie Stadt Leipzig und die
Landkreise Leipzig und Nordsachsen (vgl. Abbildung 1).
Die Planungsregion umfasst damit neben der funktional ver-
flochtenen Stadtregion auch ländliche Räume (Priebs 2019:
135). Die Struktur des Regionalen Planungsverbands be-
steht aus Verbandsgremien und Regionaler Planungsstelle.
Das beschlussfassende Gremium Verbandsversammlung be-
steht aus gewählten Verbandsrätinnen und -räten der drei
Mitgliedskörperschaften, deren Anzahl mit einem Einwoh-
nerschlüssel bestimmt wird. In ihr ist ein geringer Anteil der
61 Gemeinden der Planungsregion repräsentiert. Die Regio-
nale Planungsstelle ist die Dienststelle der Verbandsverwal-
tung. Ihr langjähriger Leiter verfügt laut Aussage mehre-
rer interviewter Personen über vielfältige Fähigkeiten wie
Wissen (über die Region) verbunden mit Erfahrung, Ver-
mittlung von Regionalplanung, Moderation und Mediation.
In der Regionalen Planungsstelle arbeiten elf weitere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Die Regionale Planungsstelle
erarbeitet den Regionalplan, schreibt ihn fort und wirkt auf
seine Umsetzung hin (Gollata/Zimmermann 2022: 8–9).

Die Stadt Leipzig arbeitet in unterschiedlichen weichen
Kooperationen flächenbezogen mit den Umlandkommu-
nen zusammen (Knieling/Fürst/Danielzyk 2003: 151–162;
Wiechmann 2008: 185–195; Pyschny/Wilde/Knippschild
2012):

– im 1996 gegründeten Grünen Ring Leipzig3 mit angren-
zenden Landkreisen, Städten und Gemeinden, um regio-
nal bedeutsame Projekte unter anderem im Naturschutz
zu realisieren sowie Wissen zu transferieren und Informa-
tionen auszutauschen,

– im 1996 gegründeten Kommunalen Forum Südraum
Leipzig4 mit südlich anschließenden Städten und Ge-
meinden, um die durch Braunkohleabbau in Anspruch
genommene Region zu entwickeln,

3 https://gruenerring-leipzig.de/ (21.11.2022).
4 https://kommunalesforum.de/ (21.11.2022).
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Abbildung 2 Kooperationsprozess zur stadtregionalen Wohnbauflächenentwicklung

– in einer 2010 begründeten interkommunalen Kooperation
von über 20 Gebietskörperschaften, um ein regional abge-
stimmtes Gewerbeflächenangebot zu entwickeln. Die Ko-
operation wurde zwischenzeitlich in die Europäische Me-
tropolregion Mitteldeutschland integriert.

Seit dem Jahr 2018 lädt der Leipziger Oberbürgermeister
ausgewählte Verwaltungsspitzen aus der Stadtregion jähr-
lich zum internen Austauschtreffen „Regionale, interkom-
munale Kooperation“ (OBM-Runde) ein, an denen die Au-
torin und ein Autor dieses Beitrags teilweise teilnahmen.

Infolge der geänderten Einwohnerentwicklung Leipzigs
von Schrumpfung und Stagnation zu dynamischem Wachs-
tum ab Ende der 2000er-Jahre stieg die Nachfrage nach
Wohnbauflächen in der Stadtregion. Daraufhin begann
Mitte der 2010er-Jahre eine Diskussion über die Wohnbau-
flächenentwicklung (vgl. Abbildung 2). Repräsentantinnen
und Repräsentanten von Umlandgemeinden traten an den
Regionalen Planungsverband heran, damit dieser in dem
Handlungsfeld tätig werde. Das „Wohnungspolitische Kon-
zept Leipzig“ enthielt einen Prüfauftrag für neue Formen
regionaler Kooperation bei der Baulandbereitstellung im
Rahmen der Regionalplanfortschreibung (Stadt Leipzig
2015: 24). Die Regionale Planungsstelle griff die Wünsche
auf, indem sie im ersten Entwurf der Regionalplanfort-
schreibung unter anderem um Anregungen zu Konsequen-
zen aus dem Wachstum für die Umlandentwicklung bat und
nach einer Verankerung eines regionalen Flächenmanage-
ments im Regionalplan fragte. Die Stellungnahme Leipzigs
thematisierte die Probleme bezahlbarer Wohnraum, Versor-
gung mit sozialer Infrastruktur und zunehmender Verkehr.
Die Stadt regte – wie auch der Grüne Ring Leipzig, das
Kommunale Forum Südraum Leipzig und eine Umland-
gemeinde – eine stärkere interkommunale Kooperation an
und schlug vor, ein Siedlungsflächenentwicklungskonzept
zu erstellen. Ähnliches brachte die Landesdirektion Sach-
sen ein und konkretisierte Anforderungen an das Konzept
mit dem zukünftigen Bedarf und der Verortung neuer

Wohnbauflächen an Haltestellen des Schienenpersonennah-
verkehrs (SPNV).

Im Juni 2016 bestätigten die Verbandsversammlung und
eine regionale Leitbildkonferenz das Problem Flächenver-
knappung im Oberzentrum und den Lösungsansatz, einen
Kooperationsraum zu bilden. Weitere stadtregionale Are-
nen, eine vom Leipziger Stadtplanungsamt organisierte Vor-
stellung des Stadtentwicklungskonzeptes und eine vom Grü-
nen Ring Leipzig durchgeführte Stadt-Umland-Konferenz,
schlossen im Jahr 2017 an. Auf der Stadt-Umland-Konfe-
renz formulierte der Leipziger Oberbürgermeister das städ-
tische Bestreben nach einem gemeinsamen Flächenmanage-
ment mit dem Umland, um die Stadt zu entlasten (GRL
2018: 10). Vertreterinnen und Vertreter Leipzigs verwie-
sen auf die Zuständigkeit des Regionalen Planungsverbands
für die Erarbeitung des Wohnbauflächen-Entwicklungskon-
zepts.

Das Mandat für die Erstellung eines Wohnbauflächen-
Entwicklungskonzeptes wurde in Diskussionen der Gre-
mien des Regionalen Planungsverbands im Jahr 2017
entwickelt. Zu der von Verbandsrätinnen und -räten vorge-
schlagenen Erarbeitung des Konzepts war die Regionale
Planungsstelle aufgrund beschränkter Ressourcen während
der Regionalplanfortschreibung nicht in der Lage. Gelöst
wurde das Problem, indem die Konzepterarbeitung als
Handlungsauftrag in den Regionalplan integriert und damit
in die Zukunft verschoben wurde. In den Diskussionen wur-
de das Problem der Flächenverknappung im Oberzentrum
um Entwicklungsdefizite in schrumpfenden ländlichen Räu-
men der Planungsregion ergänzt. Das Leitbild des zweiten
Regionalplanentwurfs benennt das Problem einer schwer
zu bedienenden Nachfrage nach Wohnraum in Leipzig und
enthält Aussagen zum Ergänzungs- und Entlastungsbedarf,
zur Weiterentwicklung kooperativer Strukturen und zur
Bestimmung von an Haltestellen des Schienenpersonennah-
verkehrs angebundenen Entwicklungsschwerpunkten im
Verdichtungsraum (RPV 2017: 10–11). Eine Festlegung
enthält das Mandat, ein kooperatives Wohnbauflächen-Ent-
wicklungskonzept zu erstellen. Seine Begründung benennt
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mit „SPNV- oder Straßenbahn-Haltepunkt und Bedienungs-
qualität, Grundausstattung im Bereich Daseinsvorsorge,
Größe der Siedlung, Entfernung zum Oberzentrum, Flä-
chenverfügbarkeit unter Beachtung raumordnerischer Er-
fordernisse [und] Nachnutzung Brachflächen“ (RPV 2017:
58) Kriterien für die Siedlungsentwicklung.

Die Arbeiten zur Erstellung des Wohnbauflächen-Ent-
wicklungskonzepts erfolgen seit August 2018 im Rahmen
der Forschungsprojekte Interko2 und StadtLandNavi, in die
der Regionale Planungsverband und die Stadt Leipzig ein-
bezogen sind. Sie ermöglichten dem Planungsverband, pa-
rallel zur Regionalplanfortschreibung mit den Arbeiten am
Wohnbauflächen-Entwicklungskonzept zu beginnen.

Interko2 überführte zunächst die Kriterien für die Sied-
lungsentwicklung in einen Bewertungsansatz. Für Kernorte
der Gemeinden lauten die Kriterien: Einwohnerzahl, An-
schluss an den Schienenpersonennahverkehr, Fahrtenhäufig-
keit und Fahrtdauer des öffentlichen Verkehrs nach Leipzig,
Fahrtdauer mit dem motorisierten Individualverkehr nach
Leipzig, Ausstattung mit Bildungs-, Nahversorgungs- und
Medizineinrichtungen sowie Zentrumsfunktion. Ihre Erfül-
lung wird mit definierten Schwellenwerten, z. B. Fahrtdauer
im ÖPNV mit den Werten 30, 45 und 60 Minuten, bewertet.
Basierend auf Datenanalysen und einer Addition erzielter
Bewertungspunkte wurden Kernorte anhand der Schwellen-
werte in Prüforte mit Wachstums-, Ergänzungs- und Stabili-
sierungsfunktion unterteilt. StadtLandNavi identifizierte in
einer regionsweiten GIS-Analyse konfliktträchtige Flächen
anhand der Schutzgüter des Bundesnaturschutzgesetzes und
der Vorgaben des Regionalplans. In Kombination mit GIS-
gestützten Analysen fußläufiger Erreichbarkeiten von Hal-
tepunkten des Schienenpersonennahverkehrs wurden geeig-
nete neue Wohnbauflächen identifiziert. Anhand von Luft-
bildern bestimmte die Regionale Planungsstelle die Auslas-
tung von Baugebieten. Zwischenergebnisse wurden auf der
OBM-Runde vorgestellt.

Gemeinsam bildeten beide Projekte zukünftige Entwick-
lungen mit Szenarien für die Stadtregion ab. Dazu wählten
sie die Treiber demographische Entwicklung und Flächen-
management, für die kontrastierende Entwicklungen ange-
nommen wurden. Dies sind bei der demographischen Ent-
wicklung Wachstum und moderate Schrumpfung. Beim Flä-
chenmanagement wurde eine am Regionalplan orientierte
flächensparende Entwicklung mit einer beobachteten dis-
persen Entwicklung kontrastiert. Aus der Kombination der
Ausprägungen der Treiber ergaben sich vier Szenarien mit
einem zeitlichen Horizont bis zum Jahr 2050, die textlich be-
schrieben und in Raumstrukturbildern visualisiert wurden.
Auf den Szenarien basiert ein von Interko2 entwickeltes
Werkzeug zur Berechnung von Wohnbauflächenbedarfen,
das zwischen Eigenentwicklung von Gemeinden und einem
auf die Prüforte zu verteilenden Zusatzbedarf unterscheidet.

Auf der Grundlage der Szenarien wurden im Herbst 2020
zwei Workshops durchgeführt, die sich jeweils an Akteure
aus einem der Landkreise Leipzig und Nordsachsen rich-
teten. An den Workshops nahmen meist Verwaltungsspit-
zen von rund der Hälfte der Gemeinden der Planungsre-
gion teil. Die Stadt Leipzig war nicht durch die Kommu-
nalpolitik vertreten. Aufbauend auf einer Vorstellung der
Prüforte, der Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau
und der Szenarien diskutierten die Beteiligten Flächenma-
nagementstrategien. Ihre Aussagen legten zunächst nahe,
dass die meisten Gemeinden die Aspekte ,flächensparend‘
und ,dispers‘ kombinieren, wenn es beispielsweise hieß,
dass man eine Strategie der Innenentwicklung verfolge, die
an der Grundstruktur orientiert sei und auch leichte Ab-
rundungen vorsehe. Die Aussagen verdeutlichen, dass ge-
meindliche Entwicklungsvorstellungen von Prüforten und
Szenarien einer flächensparenden Landnutzung abweichen
können. Repräsentantinnen und Repräsentanten von funk-
tional mit Leipzig verflochtenen Gemeinden thematisierten
Hemmnisse für weiteres Wachstum, das heißt begrenzte Flä-
chenpotenziale, eine überlastete soziale Infrastruktur und
eine kritische Haltung der Bürgerinnen und Bürger gegen-
über Wachstum. Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus länd-
lichen Räumen kritisierten, dass ihnen die Verortung neu-
er Wohnbauflächen entlang der Achsen des Schienenper-
sonennahverkehrs Entwicklungsmöglichkeiten versage und
sie Nachteile für die kommunale Entwicklung befürchteten.
In Bezug auf Kooperation wurde die Zusammenarbeit mit
benachbarten Gemeinden als interessant eingeschätzt, nicht
aber mit weiter entfernten Gemeinden.

Im Nachgang der Workshops hielten beide Projekte an
den Prüforten fest. Die Entwicklung einer planungsregions-
weiten Kooperation wurde in den Ansatz, das Thema Wohn-
bauflächen in bestehende kleinräumige Kooperationen ein-
zubringen, integriert. Dazu wurde auf einen grundzentralen
Verbund östlich von Leipzig zurückgegriffen. Regionale Ak-
teure wurden im Juni 2021 in einem digital ausgerichteten
Fachforum des Regionalen Planungsverbands über den Fort-
schritt der Projekte informiert. Die Beteiligung der Gemein-
den war im Vergleich zu den Szenario-Workshops geringer.
Im Anschluss an das Fachforum erteilte die Verbandsver-
sammlung der Regionalen Planungsstelle das Mandat, ein
von StadtLandNavi entwickeltes Monitoringsystem zu im-
plementieren. Daraufhin wurde im September 2021 eine
Arbeitsgruppe mit Repräsentantinnen und Repräsentanten
der Landkreise Leipzig, Nordsachsen und der Stadt Leipzig
sowie der Landesdirektion Sachsen gegründet, die regel-
mäßig die Inhalte des Monitorings abstimmt. Dazu zählen
unter anderem geeignete Standorte für Wohnbauflächenent-
wicklung und Potenzialflächen. Auf Drängen der Stadt Leip-
zig wird ein Entwurf des Wohnbauflächen-Entwicklungs-
konzepts im Dezember 2022 in der Verbandsversammlung
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diskutiert. Ziel ist, das Konzept in einer Folgesitzung als
handlungsleitendes Dokument für die Arbeit des Regiona-
len Planungsverbands zur Kenntnis zu nehmen.

3 Design-Kriterien zur kooperativen
Flächenentwicklung in
Stadtregionen und ihre Anwendung
auf den beschriebenen Prozess

Den Ursprung der Kriterien zur Gestaltung stadtregiona-
ler Institutionen im Flächenmanagement (Zimmermann
2022: 12–15) bilden Überlegungen zur Gestaltung von
Governance-Arrangements in der Europäischen Union
(Schmitter 2002), die auf empirische Arbeiten zu Allmen-
degütern zurückgreifen (Ostrom 1990; Ostrom 2000). Für
den Anwendungsbereich Flächenmanagement wurden von
Zimmermann (2022: 15) handlungsfeldbezogene Kriterien
ergänzt. Die Design-Kriterien wurden für diesen Beitrag
unter Rückgriff auf Diskurse über Collaborative Gover-
nance und (stadtregionales) Flächenmanagement operatio-
nalisiert (vgl. Abbildung 3). Ersterer thematisiert anhand
empirischer Analysen eine prozessorientierte Kooperation
unterschiedlicher Akteure, um öffentliche Aufgaben zu
gestalten und umzusetzen, und basiert ebenfalls teilweise
auf Ostroms Arbeiten (Ansell/Gash 2008: 544; Emerson/
Nabatchi/Balogh 2012: 2–3). Dem Diskurs über (stadtre-

Abbildung 3 Design-Kategorien und Kriterien für eine kooperati-
ve Siedlungsflächenentwicklung in Stadtregionen

gionales) Flächenmanagement liegen empirische Arbeiten
zu stadtregionalen Prozessen zugrunde (vgl. Pütz 2004;
Wilske 2007).

3.1 Auswahl der Akteure

Analysen von Netzwerken verweisen auf die Notwendigkeit
einer überschaubaren Anzahl eingebundener Akteure (Cros-
by/’t Hart/Torfing 2017: 663; Ansell/Doberstein/Henderson
et al. 2020: 573–574). Dies erfordert bei stadtregionalen
Kooperationen, pragmatisch über Beteiligte zu entscheiden.
Diskutiert wird, aktiv zu Beteiligende an für alle Akteu-
re bedeutsamen gemeinsamen Problemen (Innes 2004: 15)
wie Flächenengpässen auszurichten (Pütz 2004: 159). Dem
folgend meint „Mindestschwelle“ (minimum threshold prin-
ciple), aktiv zu beteiligende Akteure auf die zur Problemlö-
sung unbedingt erforderlichen zu begrenzen. Dies sind bei
einer kooperativen Siedlungsentwicklung aufgrund der ge-
meindlichen Zuständigkeit für die Nutzungssteuerung in ih-
rem Territorium (kommunale Planungshoheit) die Gemein-
den. Unzureichend wäre es, ihre Beteiligung auf den zusam-
menhängend bebauten Bereich zu begrenzen, da in diesem
Fall reaktivierbare Flächenpotenziale für eine Problemlö-
sung entfallen könnten (Dembski/Sykes/Couch et al. 2021:
40). Daher bietet es sich an, die Mindestschwelle an funk-
tional mit der Kernstadt verflochtenen Gemeinden auszu-
richten. Zu ihrer Identifikation ist die regionalstatistische
Raumtypologie für die Mobilitäts- und Verkehrsforschung
(RegioStaR) nutzbar. Sie schließt Gemeinden in eine Stadt-
region ein, wenn sie im motorisierten Individualverkehr in
unter 30 Minuten von der Kernstadt erreichbar sind und
ihr Auspendleranteil in die Kernstadt einen Wert von 25%5

überschreitet (BMVI 2018: 11–12).
Im beschriebenen Prozess sind neben 35 mit Leipzig

funktional verflochtenen Gemeinden auch 25 Gemeinden
in ländlichen Räumen eingeschlossen. Nicht berücksichtigt
ist damit, dass das Territorium der Planungsregion nicht
an stadtregionalen Verflechtungen ausgerichtet ist. Damit
ist fraglich, inwieweit der Mindestschwelle entsprechend
ein überschaubares Maß an Gemeinden einbezogen wird.
Auf die zu hohe Anzahl beteiligter Gemeinden verweist
die Zweiteilung der Szenario-Workshops, der auch die In-
tention zugrunde lag, die Anzahl der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer auf eine handhabbare Anzahl zu reduzieren. Die
Ergebnisse der Workshops weisen auf die Kooperation hem-
mende divergierende Probleme zwischen der funktional ver-
flochtenen Stadtregion und ländlichen Gemeinden hin.

Kooperation setzt „gegenseitiges Vertrauen“ zwischen

5 20% in ländlichen Regionen mit einer sehr guten Straßenanbin-
dung.
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beteiligten Akteuren voraus. Vertrauen bezeichnet die siche-
re Erwartung einer Person, dass Versprechen von Anderen
eingehalten und auch in unvorhergesehenen Situationen er-
wünschte Ergebnisse erzielt werden (Ran/Qi 2019: 612; An-
sell/Doberstein/Henderson et al. 2020: 572). Es bildet und
reproduziert sich in arbeits- und zeitaufwendigen Interaktio-
nen sowie durch realisierte erfolgreiche Problemlösungen
(Wilske 2007: 86; Ansell/Gash 2008: 553; Ran/Qi 2019:
613). Daraus folgt für stadtregionale Kooperationen, bei
einer pragmatischen Akteurauswahl über funktionale Ver-
flechtungen hinaus auch bestehende Kooperationen und Ko-
operationsbereitschaften zu berücksichtigen (Wilske 2007:
47; Zimmermann/Blecken/Henning et al. 2022: 26).

Zustimmung zu kleinräumiger und Ablehnung von re-
gionsweiter Kooperation durch die Workshopteilnehmerin-
nen und -teilnehmer verweisen auf gegenseitiges Vertrauen.
Dieses besteht innerhalb des Grünen Rings Leipzig, in dem
Leipzig und angrenzende Kommunen seit 25 Jahren koope-
rieren. Eine thematische Erweiterung seines Mandats um
Wohnbauflächenentwicklung im Sinne einer Berücksichti-
gung bestehender Kooperationen wurde diskutiert, aber auf-
grund der Ablehnung zentraler Akteure des Grünen Rings
Leipzig nicht weiterverfolgt. Schwächen des empirisch-ana-
lytisch ausgerichteten Vorgehens der Forschungsprojekte in
Bezug auf den Vertrauensaufbau sind, dass über die Sze-
nario-Workshops hinaus keine weiteren Interaktionen er-
folgten, kommunalpolitische Vertreterinnen und Vertreter
Leipzigs nicht einbezogen wurden und keine Projekte mit
sichtbaren Erfolgen konzipiert und umgesetzt wurden.

Laut „Stakeholderprinzip“ sollten beteiligte Personen
unmittelbar vom Problem betroffen sein oder substantiel-
le Ressourcen für dessen Lösung zur Verfügung stellen
können. Der Oberbegriff „Stakeholder“ lässt sich nach
Schmitter (2002: 62–63) systematisieren. Status Holder,
das heißt Verwaltungsspitzen und Kommunalpolitik, ver-
antworten als formale Repräsentantinnen und Repräsentan-
ten Entscheidungen und repräsentieren Bürgerinnen und
Bürger (Right Holder). Knowledge Holder verfügen als
Expertinnen und Experten in Verwaltungen unterschied-
licher Skalenebenen über Fähigkeiten, um Problemlösun-
gen umzusetzen. Bewährt hat sich, Verwaltungsspitzen,
Kommunalpolitik und Verwaltung hinsichtlich Zeit so-
wie Art und Weise differenziert einzubeziehen (Emerson/
Nabatchi/Balogh 2012: 10; Schmeer/Terfrüchte/Münter
2022: 14–15). Liegen stadtregional abgestimmte Vorstel-
lungen vor, wird eine Einbeziehung weiterer Stakeholder
auf einer projektbezogenen Durchführungsebene vorge-
schlagen (Wilske 2007: 33). Dies sind von Veränderungen
betroffene Flächeneigentümerinnen und -eigentümer (Share
Holder) und direkte Anwohnerinnen und Anwohner (Space
Holder) sowie Interest Holder mit Wissen über Auswir-
kungen geänderter Flächennutzungen, wie Vertreterinnen

und Vertreter der Landwirtschaft, des Naturschutzes der
Wohnungswirtschaft und von Infrastrukturbetreibern.

Bisher wurden Stakeholder nicht differenziert einbezo-
gen. Die Szenario-Workshops und das Fachforum richteten
sich an Verwaltungsspitzen und Expertinnen/Experten über-
geordneter administrativer Ebenen. Insbesondere die Kom-
munalpolitik war bisher kaum involviert. Hierfür bieten
größere Präsenzformate wie die Leitbildkonferenz und die
Stadt-Umland-Konferenz des Grünen Rings Leipzig Mög-
lichkeiten. Für ehrenamtlich engagierte Personen kann die
Teilnahme aufgrund der Durchführung während des Tages
schwierig sein. Share, Space und Interest Holder wurden
kaum beteiligt.

„Gegensätzlichkeit“ (adversarial principle) steht für eine
aktive Integration unterschiedlicher, widerstreitender Inte-
ressen (Innes 2004: 7). Diese werden horizontal zwischen
Gemeinden aufgrund ihrer Lagegunst und ihres zentralört-
lichen Status sowie vertikal zwischen administrativen Ska-
lenebenen aufgrund spezifischer räumlicher Perspektiven
diskutiert (Geyler/Grüttner/Kuntze et al. 2011: 404–405).
Die Integration divergierender Perspektiven ermöglicht,
Profiteure und Geschädigte von Lösungen umfassender zu
berücksichtigen, was kollektive Handlungsweisen fördern
kann (Ansell/Gash 2008: 556; Emerson/Nabatchi/Balogh
2012: 11; Ansell/Doberstein/Henderson et al. 2020: 574).
Infolge einer Inklusion gegensätzlicher Interessen können
sich antagonistische Allianzen bilden, was zur Dominanz
einer Akteurgruppe führen kann. Um dies zu verhindern,
bedarf es einer Persönlichkeit mit vermittelnden und mode-
rierenden Fähigkeiten (Innes 2004: 8; Ansell/Gash 2008:
550). Solch einen Promotor, der durch Informations- und
Beziehungsarbeit unterschiedliche Perspektiven zusam-
menbringt (Floeting/Zwicker-Schwarm 2011: 413; Ansell/
Doberstein/Henderson et al. 2020: 574), charakterisiert das
Interesse an gemeinschaftlicher Problemlösung und eine
neutrale Einstellung gegenüber Zielen der Beteiligten. Er
sollte über personelle und technische Ressourcen verfügen
bzw. sie mobilisieren können (Emerson/Nabatchi/Balogh
2012: 9).Gegensätzliche Interessen, die eine Ausrichtung der
Siedlungsentwicklung an Haltepunkten des Schienen-
personennahverkehrs betreffen, folgen den diskutierten
Zieldifferenzen. Während Leipzig sowie die Regional-
und Landesplanung dies befürworten, lehnen insbeson-
dere Gemeinden in ländlichen Räumen ohne entspre-
chende Haltepunkte dies ab. Mit der Regionalen Pla-
nungsstelle und ihrem Leiter besteht ein Promotor, der
an einer gemeinschaftlichen Problemlösung interessiert
ist, in der Region geschätzt wird und mit der Betei-
ligung an Forschungsprojekten zusätzliche Ressourcen
mobilisiert. Letzteres ermöglichte unter anderem externe
Beratung in Konzeption und Durchführung der Betei-
ligungsformate sowie zusätzliche Ressourcen für empi-
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rische Arbeiten einzubinden. Einschränkend wirken ausge-
lastete Ressourcen der Regionalen Planungsstelle während
der Regionalplanfortschreibung.

3.2 Spielregeln der Zusammenarbeit

Eindeutige und verbindliche Spielregeln, das heißt Verfah-
ren und Regeln der Zusammenarbeit, thematisieren den
Kern des Designs von Institutionen (Ansell/Gash 2008:
550, 555; Floeting/Zwicker-Schwarm 2011: 413). Die
„Exit Option“ (open door principle) besagt, dass das Aus-
treten beteiligter Akteure ohne Hürden und Sanktionen
möglich sein sollte und solch ein Austritt gleichzeitig keine
negativen Folgen auf die Funktionsweise der Kooperation
haben darf (Innes 2004: 17; Wilske 2007: 41). Sie hat zur
Folge, dass sich die Kooperation immer wieder begründen
und für die Beteiligten erkennbare Vorteile bringen muss.

Spielregeln der Zusammenarbeit in der Wohnbauflächen-
entwicklung wurden in der Stadtregion Leipzig bisher nicht
definiert. Die Teilnahme an den Beteiligungsformaten war
freiwillig. Werden einzelne Gemeinden hier nicht repräsen-
tiert, stellt das den weiteren Prozess nicht in Frage. Dies ist
im Sinne der Exit Option bewertbar und kann darauf hindeu-
ten, dass Repräsentantinnen und Repräsentanten einzelner
Gemeinden keine ausreichenden Vorteile der Zusammenar-
beit gesehen haben.

Ressourcen können in Stadtregionen ungleich zwischen
größeren Städten und ländlichen Gemeinden verteilt sein
(Schmeer/Terfrüchte/Münter 2022: 16). Um einer Ver-
einnahmung durch ressourcenstärkere Akteure zu begeg-
nen, stellt „mutmaßliche Gleichheit“ (principle of putative
equality) auf eine Gleichbehandlung aller Akteure ab (In-
nes 2004: 7; Ansell/Doberstein/Henderson et al. 2020:
572–573). Mögliche Ansätze sind eine gegenseitige Vertre-
tung ländlicher Gemeinden in Sitzungen, bilaterale Gesprä-
che des Promotors mit allen Beteiligten sowie eine gleiche
Gewichtung der Stimmen aller Gemeinden unabhängig von
Größe und eingebrachten Ressourcen bei Konsensentschei-
dungen (Innes 2004: 7; Schmeer/Terfrüchte/Münter 2022:
16–20).

Für eine Erfüllung des Kriteriums spricht, dass alle Ge-
meinden der Landkreise Leipzig und Nordsachsen zu den
Beteiligungsformaten eingeladen und damit gleichbehan-
delt wurden. Dagegen spricht, dass keine Versuche bekannt
sind, Positionen nicht repräsentierter Gemeinden mit bila-
teralen Gesprächen zu erfassen. Grundsätzlich widerspricht
einer Gleichbehandlung aller Gemeinden die Einbindung
Leipzigs als Partner in die Forschungsprojekte, weil sich
Vertreterinnen und Vertreter der Stadt in die Projekte und
damit in die Ausgestaltung des Wohnbauflächen-Entwick-
lungskonzepts aktiv einbringen können. Diese Möglichkeit
ist den anderen Gemeinden verwehrt. Auch die Zusam-

mensetzung der Verbandsversammlung des Regionalen Pla-
nungsverbands widerspricht mutmaßlicher Gleichheit, weil
Leipzig in ihr stark und viele Städte und Gemeinden nicht
vertreten sind. Damit können von den Spielregeln des Regio-
nalen Planungsverbands Anreize ausgehen, die einer Gleich-
behandlung aller Gemeinden zuwiderlaufen. Anhand des
empirischen Materials kann dies allerdings nicht bestätigt
werden.

Auch „horizontale Interaktion“ (principle of horizontal
interaction) zielt auf eine Gleichbehandlung aller Akteure
und wirkt schleichender Hierarchisierung und Polarisierung
entgegen. Ansätze hierzu sind eine rotierende personelle
Besetzung von (Führungs-)Ämtern sowie eine transparente
interne Kommunikation und Dokumentation, um Informa-
tionen zwischen Akteuren zu teilen (Innes 2004: 7). Auf-
grund der engen Verbindung des beschriebenen Prozesses
mit dem Regionalen Planungsverband ist für horizontale In-
teraktion der Verbandsvorsitz relevant. Dieses Amt nimmt
seit über sieben Jahren der Landrat des Landkreises Leip-
zig wahr. Dies trägt dazu bei, einer Dominanz Leipzigs
entgegenzuwirken. Jedoch repräsentiert der Landrat keine
Gemeinde. Die lange Wahrnehmung des Amtes kann darü-
ber hinaus zu einer schleichenden Hierarchisierung führen.
Die Forschungsprojekte kommunizieren transparent unter
anderem mit einer Broschüre sowie Protokollen, die allen
Städten und Gemeinden zugänglich gemacht werden. Ihre
Neutralität gegenüber allen Akteuren ist fraglich, weil der
Regionale Planungsverband und die Stadt Leipzig unmit-
telbar in sie eingebunden sind und damit ihre Ausrichtung
mitbestimmen.

3.3 Binnen- und Außenverhältnis

Diese Kategorie adressiert das Wesen der Institution und
grenzt sie von anderen Institutionen ab. Ein „eindeutiges
Mandat“ (principle of mandated authority) definiert Ziel,
Auftragsumfang und damit verbundene Aufgaben, einbe-
zogene Gemeinden, zeitliche Dauer sowie erteilende und
ausführende Akteure (Wilske 2007: 78; Floeting/Zwicker-
Schwarm 2011: 415; Emerson/Nabatchi/Balogh 2012: 15).
Aus der Verbindlichkeit des Mandats ergibt sich eine „Auf-
gabenbegrenzung“ (high rim oder anti-spill-over principle),
das heißt, ein definierter Auftragsumfang und damit verbun-
dene Aufgaben sollten nicht überschritten werden. Erfordert
die Problemlösung, zusätzliche Aufgaben zu übernehmen
oder Kompetenzen zu erweitern, ist eine Mandatsänderung
erforderlich.

Die Verbandsversammlung des Regionalen Planungsver-
bands erteilte der Regionalen Planungsstelle mit einer im
Regionalplan enthaltenen Festlegung das Mandat, auf ei-
ne kooperative Wohnbauflächenentwicklung hinzuwirken.
In ihm werden unter anderem mit Steuerung der Suburba-
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nisierung, Sicherung oberzentraler Entwicklungsfunktionen
und verbesserter Auslastung öffentlicher Einrichtungen Zie-
le bestimmt, die mit Kriterien für neue Wohnbauflächen
operationalisiert wurden. Der Handlungsauftrag deckt auch
die Entwicklung eines gemeinsamen Wohnbauflächenma-
nagements ab. Mit der Ausrichtung an der Planungsregion
sind die einbezogenen Gemeinden definiert. Zu dem Zeit-
punkt, an dem das Konzept vorliegen soll, wurde keine
Aussage getroffen. Dieser ergibt sich aus der Laufzeit der
Forschungsprojekte. Damit entspricht der Handlungsauftrag
weitgehend einem eindeutigen Mandat. Allerdings besteht
eine Inkongruenz zwischen erteilenden und ausführenden
Akteuren, das heißt wenigen in der Verbandsversammlung
repräsentierten Gemeinden und allen betroffenen Gemein-
den der Planungsregion. Für die Implementierung eines re-
gionsweiten Monitorings ergänzte die Verbandsversamm-
lung das Mandat und passte damit die Handlungsgrundlage
der Regionalen Planungsstelle flexibel an.

Die beiden folgenden Prinzipien stellen auf die Eigen-
ständigkeit der Institution ab. Eine hinreichend klare Aufga-
bentrennung zu anderen Institutionen, „funktionale Teilbar-
keit“ (principle of functional separability), erfordert, Auf-
gaben selbstständig und mit eigenen Mitteln erfüllen zu
können. Dies bedingt eigene Ressourcen, also neben Fi-
nanzen Personal, Arbeitszeit, Fachwissen und Analysefä-
higkeit, technische Ausstattung, sowie Umsetzungskompe-
tenzen (Emerson/Nabatchi/Balogh 2012: 16). „Zusätzlich-
keit“ (principle of supplementarity) meint, dass sich zu er-
bringende Aufgaben nicht mit denen anderer Institutionen
doppeln bzw. diese ersetzen oder sie herausfordern (Ansell/
Gash 2008: 556).

Die Beauftragung der Regionalen Planungsstelle greift
auf bestehende Potenziale zurück, um Aufgaben wie Ana-
lyse, aber auch Informations- und Beziehungsarbeit zu
erfüllen. Diese Aufgaben überschneiden sich mit dem
regionalplanerischen Handlungsauftrag, die Siedlungsent-
wicklung zu steuern. Damit wurde eine Doppelung von
Zuständigkeiten vermieden (Zusätzlichkeit). Die Ressour-
cen der Regionalen Planungsstelle waren bisher durch
bestehende Handlungsaufträge, insbesondere die Regio-
nalplanfortschreibung, gebunden. Hier manifestieren sich
Defizite in der funktionalen Teilbarkeit, weil keine eigenen
Ressourcen zur Verfügung stehen. Wird das Wohnbauflä-
chen-Entwicklungskonzept von der Verbandsversammlung
beschlossen, kann die Regionale Planungsstelle auf seine
weitere Umsetzung hinwirken. Eine Stärkung stadtregio-
naler Kooperation, die Umsetzungskompetenzen über Stel-
lungnahmen zu Bauleitplänen erweitern würde, ist bisher
nicht absehbar.

„Erforderliche Vielfalt“ (principle of request variety)
zielt auf eine gewisse Autonomie der Institution, das heißt
im Mandat festgelegte und dadurch begrenzte Freiheiten

bei der Aufgabenausführung. Diese internen Spielräume für
die Zielerreichung (Floeting/Zwicker-Schwarm 2011: 413)
umfassen die Wahl von Instrumenten und Verfahren sowie
eine selbstständige Entwicklung interner Entscheidungswe-
ge.

Die Erstellung des Wohnbauflächen-Entwicklungskon-
zepts erfordert ein analytisches, bewertendes und kommuni-
katives Vorgehen, das – in Abstimmung mit der Regionalen
Planungsstelle – Gegenstand der Forschungsprojekte ist.
Die Regionale Planungsstelle informiert die Verbandsgre-
mien über den Arbeitsfortschritt. Die praktizierte freie Wahl
von Instrumenten und Verfahren entspricht erforderlicher
Vielfalt. Eine Diskussion des Konzepts in der Verbands-
versammlung steht noch aus, sodass zum gegenwärtigen
Zeitpunkt keine Aussagen darüber möglich sind, wie sich
Entscheidungswege herausbilden werden.

3.4 Zukunftsgerichtetheit

Die Bedeutung von Sicherheit über den Bestand der Insti-
tution mitsamt personeller Kontinuität für einen bestimm-
ten Zeitraum betont „Befristung“ (sunset principle) (Floe-
ting/Zwicker-Schwarm 2011: 415). Eine Anforderung an
die Dauer des Zeitraums ist aus der Perspektive von ge-
genseitigem Vertrauen, genügend Zeit für Entwicklung und
Umsetzung von Projekten, mit denen Probleme gelöst wer-
den, vorzusehen (Wilske 2007: 48). Nach Abschluss des
Zeitraums ist über eine Fortführung, Anpassung oder Been-
digung der Kooperation zu entscheiden, um auf permanente
Veränderungen gesetzlicher Rahmenbedingungen, regiona-
ler Entwicklungen und damit verbundenen Problemwahr-
nehmungen sowie Handlungen beteiligter Akteure reagieren
zu können (Lowndes/Lemprière 2018: 229). Vorgeschlagen
wird, dass diese Entscheidung im Sinne einer kontinuierli-
chen Anpassung stadtregionaler Institutionen auf der Grund-
lage einer Evaluation und eines Monitorings erfolgen sollte.
Evaluation meint, evidenzbasiert die Wirksamkeit einer In-
stitution unter anderem im Hinblick auf Zielerreichung so-
wie intendierte und nicht intendierte Wirkungen zu bewer-
ten (Laurian/Crawford/Day et al. 2010: 743–745). Die Kon-
trolle des Erreichens von Zielen kann auf Monitoring, das
heißt einem regelmäßigen Abgleich räumlicher Entwicklun-
gen wie Flächenbedarfen und -potenzialen mit Zielgrößen
zurückgreifen (Hanusch 2018: 1564; Schmeer/Terfrüchte/
Münter 2022: 13).

Für die fünfjährige Laufzeit der Forschungsprojekte be-
steht eine temporäre Sicherheit über personelle Ressourcen
für externe Beratung. Sie definiert einen Zeitraum für die
Erarbeitung eines Konzepts für die Problemlösung. Der be-
schriebene Prozess weist keine personelle Kontinuität bei
den stadtregionalen Akteuren auf, weil kooperative Wohn-
bauflächenentwicklung in unterschiedlichen Arenen mit
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variierenden Einladungspraktiken und Personen diskutiert
wird. Die Forschungsprojekte beteiligen Städte und Ge-
meinden sporadisch. Beobachtete personelle Diskontinui-
täten resultieren aus einer veränderten Zusammensetzung
der Verbandsversammlung sowie teilweise kommunalen
Verwaltungsspitzen infolge von Wahlen. Nimmt die Ver-
bandsversammlung des Regionalen Planungsverbands das
Konzept zu Kenntnis, ist das eine Entscheidung über die
Fortführung der Kooperation. Vergleichbar mit der Ertei-
lung des Mandats sind hier erteilende und ausführende
Akteure inkongruent. Für eine spätere Erfolgskontrolle ist
das Monitoringsystem nutzbar.

Die Bereitschaft beteiligter Akteure, langfristig zu den-
ken, bildet einen Baustein von regionalem Flächenmanage-
ment (Pütz 2004: 161). Die Anforderung wird als „zukunfts-
weisendes Handeln“ (forward regarding principle) bezeich-
net, das heißt, beim Bewerten von Folgen des Handelns
sind weitreichende Zukunftsprojektionen zu berücksichti-
gen. Diese können neben Flächenbedarfen und -potenzia-
len auch Ziele, Strategien und Handlungen von Gemeinden
sowie damit verbundene Auswirkungen beinhalten. Die zu-
künftige Ausprägung dieser Einflussfaktoren ist ungewiss.
Daher wird vorgeschlagen, Entwicklungskorridore abzubil-
den (Buchert 2011; Zimmermann/Blecken/Henning et al.
2022: 25).

Die erarbeiteten Szenarien, auf deren Grundlage für Ent-
wicklungskorridore zukünftige Flächenbedarfe berechnet
werden, geben für zukunftsweisendes Handeln Impulse.
Die entwickelten Raumstrukturbilder, die als Grundlage für
Workshops dienten, bilden schematisch mögliche Entwick-
lungen von Flächenpotenzialen ab. Die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer wurden dadurch angeregt, sich mit lang-
fristigen Folgen ihrer Ziele, Strategien und Handlungen
auseinanderzusetzen.

3.5 Verknüpfung mit Flächen

Kooperation setzt voraus, dass Beteiligte ein Problem aner-
kennen. Darauf aufbauend zielt „Machbarkeit von Verbes-
serung“ darauf, dass eine erfolgreiche Problemlösung mög-
lich und für beteiligte Akteure erkenn- und nachvollziehbar
ist (Innes 2004: 7). Dies setzt Informationen zu bestehen-
den Flächenpotenzialen voraus, wie sie digitale Informati-
onssysteme mit kontinuierlichem Monitoring bereitstellen
können (Pütz 2004: 160–161). Situationsverbesserung er-
fordert darüber hinaus, geeignete Potenziale zu aktivieren.
Neben politischem Willen braucht es dazu Expertenwissen
der Knowledge Holder. Vorgeschlagen wird diesbezüglich,
Gemeinden mit geringerem Expertenwissen zu unterstützen
(Wilske 2007: 33).

Die Anerkennung der Probleme Flächenverknappung
und Überlastung sozialer Infrastrukturen durch Repräsen-

tantinnen und Repräsentanten Leipzigs manifestiert sich in
deren Drängen auf eine regional abgestimmte Wohnbauflä-
chenentwicklung und der Beteiligung an den Forschungs-
projekten. Der Handlungsdruck divergiert in den Umlandge-
meinden und wird durch Ungewissheit über weiteres Wachs-
tum abgeschwächt. Gemeinden in ländlichen Räumen sind
mit konträren Problemen, z. B. dem Fortbestand sozialer In-
frastrukturen, konfrontiert. Verfügbare Flächen im Umland
ermöglichen eine Problemlösung, was die Potenzialanaly-
sen nahelegen. Eine gemeinsame Baulandentwicklung ist
in der kleinräumigen Kooperation des Wurzener Landes,
nordöstlich von Leipzig, mit der Gründung einer Entwick-
lungsgesellschaft angedacht. Dies ist bisher kein Thema im
stadtregionalen Prozess.

Kooperation impliziert, neues, gemeinsames Wissen zu
generieren und zu teilen. Dies erfordert, Werte aller Betei-
ligten zu erheben, zu verarbeiten und zu integrieren (Emer-
son/Nabatchi/Balogh 2012: 16). Dies kann mit einer Ver-
ständigung aller Beteiligten auf Indikatoren für die „Flä-
chenbewertung“ erfolgen, mit denen Potenzialflächen vali-
de bewertbar und vergleichbar sind. Solche in stadtregio-
nalen Prozessen angewandten Indikatoren sind verkehrli-
che Anbindung und ökologische Qualität von Flächen so-
wie die Nähe von Versorgungseinrichtungen. Vorgeschla-
gen wird darüber hinaus, Einnahmen und Folgekosten neuer
Bauflächen langfristig zu bilanzieren (Preuß/Floeting 2011;
Schmeer/Terfrüchte/Münter 2022: 13).

Bei der Bewertung von Flächenpotenzialen verfolgen die
Forschungsprojekte bisher ein dreistufiges Vorgehen aus
Ausschluss ungeeigneter Flächen sowie Identifikation geeig-
neter Standorte für die Wohnbauflächenentwicklung über
den Eigenbedarf hinaus und geeigneter Flächen anhand der
fußläufigen Erreichbarkeit von Haltestellen des Schienen-
personennahverkehrs. Damit werden zentrale Aspekte der
diskutierten Flächenbewertung aufgegriffen. Eine Bilanzie-
rung von Einnahmen und Folgekosten neuer Bauflächen
ist nicht vorgesehen. Damit beruht das Vorgehen weitge-
hend auf von der Verbandsversammlung des Regionalen
Planungsverbands legitimierten Kriterien. Die Analysen ge-
nerieren somit neues Wissen. Dieses wird allerdings nicht
allgemein geteilt, worauf Kritik von gemeindlichen Reprä-
sentantinnen und Repräsentanten verweist.

4 Diskussion
In dem analysierten Kooperationsprozess hat sich die Regio-
nale Planungsstelle, das heißt ein etablierter und mit erfor-
derlichen Fähigkeiten ausgestatteter Akteur, als Promotor
für eine als kooperativ bezeichnete Lösungssuche in der
Stadtregion etabliert. Dazu wurde ihr von der Verbandsver-
sammlung des Regionalen Planungsverbands das erforderli-
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che Mandat erteilt. Auffällig ist eine Inkongruenz zwischen
erteilender Verbandsversammlung, in der nur wenige Ge-
meinden der Stadtregion repräsentiert sind, und potenziel-
len Kooperationspartnern, also allen Städten und Gemein-
den der Stadtregion. Dies ist kritisch einzuschätzen, weil
ein Nichteinbeziehen aller relevanten Stakeholder entweder
hohe Kosten in der Durchsetzung von Vereinbarungen oder
ihr Scheitern zur Folge haben kann (Ostrom 2000: 42). Die
Regionale Planungsstelle wurde in den vergangenen Jahren
von zwei Forschungsprojekten unterstützt, die Flächenbe-
darfe berechnen, geeignete Wohnbauflächen identifizieren
und in zwei Beteiligungsformaten Status und Knowledge
Holder einbezogen haben. Eine Stärke dieses Prozesses ist
seine Ausrichtung an einheitlichen und am Diskurs über
Flächenmanagement orientierten Eignungskriterien für Flä-
chen, die in einem Wohnbauflächen-Entwicklungskonzept
dargestellt werden. Lösungen für die Umsetzung des Kon-
zepts wurden bisher noch nicht entwickelt. Damit wird ei-
ne Schwäche des Prozesses deutlich, der räumlich eine ho-
he Anzahl von Gemeinden betrifft, aber aufgrund weniger
Präsenzformate kaum gegenseitiges Vertrauen zwischen ge-
meindlichen Repräsentantinnen und Repräsentanten fördert.
Dem mit „kooperativ“ näher bezeichneten Anspruch an die
Wohnbauflächenentwicklung wird der Prozess damit nur in
Teilen gerecht.

Die Analyse verdeutlicht, dass die operationalisierten De-
sign-Kriterien Anhaltspunkte für eine Ausgestaltung stadtre-
gionaler Kooperationen zur Lösung flächenbezogener Pro-
bleme bieten können. Die Konfiguration an Begriffen be-
zeichnet grundlegende Prinzipien, die in den Diskursen
über Collaborative Governance und Flächenmanagement
diskutiert werden. Letzterer bietet flächenbezogene Kriteri-
en, ohne dass bisher umfassende zusammenführende Arbei-
ten erfolgten. Hier liegt eine Stärke des Diskurses über Col-
laborative Governance mit fallstudienvergleichenden und
synthetisierenden Arbeiten. Der Diskurs bietet über den Flä-
chenbezug hinaus allerdings kaum Hinweise für die Ausge-
staltung von Zukunftsgerichtetheit.

Die Anwendung der Kriterien verdeutlicht ihren Nut-
zen für eine fundierte Analyse eines bestehenden Prozes-
ses, was Promotoren wie beteiligten Akteuren eine Reflexi-
on und damit auch Anpassung ihres Handelns ermöglicht.
Ein Beispiel dafür ist im beschriebenen Fall die Abkehr
von der regionsweiten Einbeziehung von Stakeholdern und
stattdessen die Hinwendung zu einer kleinräumigen Koope-
ration. Inwieweit das Kriterienset die Ausgestaltung stadt-
regionaler Kooperationen unterstützen kann, lässt sich an-
hand des zugrunde liegenden methodischen Vorgehens al-
lerdings nicht beantworten. Die Design-Kriterien folgen der
Perspektive rationaler Entscheidungen, in der Regeln zur
Überwindung kollektiver Handlungsprobleme opportunisti-
sches Verhalten von Akteuren beschränken. Dies spricht für

ihre unterstützende Wirkung bei der Gestaltung stadtregio-
naler Kooperationen (Gailing/Hamedinger 2019: 169–170).
Aus der Perspektive des historischen Institutionalismus ist
kritisch zu vermerken, dass Pfadabhängigkeiten im Akteur-
handeln vernachlässigt werden (Lowndes/Lemprière 2018:
227). Als Pfadabhängigkeit können die Nichtinvolvierung
des Grünen Rings Leipzig, in dem Gemeinden seit seiner
Entstehung zu anderen Themen kooperieren, in den Koope-
rationsprozess und die Angleichung des Kooperationsraums
an das Territorium des Promotors Regionaler Planungsver-
band angesehen werden. Das gewählte analytisch-rationale
Vorgehen folgt der Vorgehensweise bei einer Regionalplan-
fortschreibung, der Kernaufgabe Regionaler Planungsver-
bände. Deutlich wird, dass es sich bei den Design-Kriterien
um eine Konfiguration nutzbarer Regeln (Ostrom 2000: 40)
handelt, bei deren Anwendung die spezifischen Bedingun-
gen in Stadtregionen zu berücksichtigen sind.

Aus diesen stadtregionsspezifischen Bedingungen folgt,
dass die Design-Kriterien kein fertiger institutioneller Ori-
entierungsrahmen, sondern ein variabel auszugestaltendes
Gerüst für stadtregionale Kooperation sind. Dies wird an-
hand des identifizierten Konflikts zwischen den Kriterien
„Mindestschwelle“ und „gegenseitiges Vertrauen“ deutlich.
Solche nicht auszuschließenden Diskrepanzen müssen nicht
für jede stadtregionale Organisation zutreffen, wie die Re-
gion Hannover mit ihrer deutlich geringeren Anzahl an 21
Mitgliedsgemeinden zeigt (Priebs 2022: 3). Eine Verbin-
dung besteht hier auch zum Kriterium „Befristung“, das
aufgrund einer höheren Wahrscheinlichkeit von personeller
Kontinuität ebenfalls eine Beschränkung einzubeziehender
Gemeinden begründet. Dies spricht dafür, in einem inten-
siven, kurzen Zeitraum mit erwartbarer personeller Stabili-
tät Ergebnisse zu erarbeiten. Die Umsetzung von Projekten
in einer Durchführungsebene, die eine Einbeziehung weite-
rer umsetzungsrelevanter Stakeholder ermöglicht und durch
sichtbare Erfolge Vertrauen stärken kann, stellt davon wie-
derum abweichende Anforderungen.

Schwächen der Design-Kriterien zeigen sich hinsicht-
lich der Operationalisierung von geteiltem Wissen, die aus-
schließlich über das Kriterium „Flächenbewertung“ erfolg-
te. Im Vorfeld kann solch geteiltes Wissen über angestrebte
zukünftige Entwicklungen, wie dies weiche Kooperationen
unter anderem mit Raumbildprozessen versuchen, entwi-
ckelt werden. Eine Weiterentwicklung kann auf den Dis-
kurs über strategische Planung zurückgreifen, der mit der
Entwicklung einer von Stakeholdern geteilten Orientierung
mithilfe grundlegender Prinzipien oder Raumbilder Ansatz-
punkte bietet (Healey 2009: 441). Solche Elemente können
dazu beitragen, Beziehungen zwischen Stakeholdern zu stär-
ken.
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5 Fazit
Die Weiterentwicklung der Kooperationen in Stadtregionen
zur Steuerung der Siedlungsentwicklung ist aufgrund dy-
namischer Entwicklungen in diesem Raumtyp eine fortlau-
fende Aufgabe für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung.
Design-Kriterien können Hinweise für eine Ausgestaltung
der Kooperation bieten. Diesen normativ hergeleiteten Kri-
terien folgend sind Beteiligte bewusst auszuwählen und Ver-
trauen zwischen ihnen zu entwickeln, Spielregeln für die Zu-
sammenarbeit gemeinsam festzulegen, das Wesen der sich
herausbildenden Institution zu bestimmen, die Arbeit an
der Zukunft auszurichten und ein gemeinsames Verständnis
der zu verbessernden Situation zu entwickeln. Auch wenn
hiermit wichtige Anhaltspunkte für Kooperationen benannt
sind, sollten diese in weiteren Forschungsarbeiten um Krite-
rien zur Berücksichtigung von Pfadabhängigkeiten ergänzt
werden, um spezifische Konstellationen berücksichtigen zu
können. Darüber hinaus besteht weiterer Forschungsbedarf
hinsichtlich der Bedeutung einzelner Kriterien für erfolg-
reiche Kooperationen. Hierzu könnten vergleichende Fall-
studien zu Kooperationen in Stadtregionen – auch bezogen
auf über die Siedlungsentwicklung hinausreichende Hand-
lungsfelder – vertiefendes Wissen generieren. Eine stärke-
re Verbindung mit dem Diskurs über strategische Planung
kann ebenfalls Potenziale für eine Weiterentwicklung der
Design-Kriterien bieten. Auch wenn die Bedingungen in
Stadtregionen jeweils spezifisch sind, können die Design-
Kriterien als Synthese empirischer Erfahrungen Anhalts-
punkte dafür bieten, wie kooperative Lösungsansätze für
gemeinsame Probleme aussehen können.
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